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Ausmusterung
der F-5E Tiger

Der Widerstand gegen die Ausmuste-
rung der F-5-Tiger-Flotte bis 2027 ist
verständlich, aber aus guten Gründen
nicht gerechtfertigt. Ein Kampfflugzeug
dient in erster Linie der Luftverteidi-
gung und der Unterstützung der Boden-
truppen und nicht als Show-Element.
Die beschränkten Mittel für unsere
Armee zwingen jetzt, Prioritäten zu set-
zen, auch wenn dabei leider eine «hei-
lige Kuh» geopfert werden muss.

Das ist für mich, als jahrzehntelanges
Mitglied des Patrouille-Suisse-Fanklubs
und während 35 Jahren Privat- und
Werkpilot, schmerzlich, aber die Fokus-
sierung auf die Einführung des F-35A
2027 und den Betrieb des F/A-18 ist
zweifellos richtig.

Millionen vonFranken in einAuslauf-
modell zu investieren, das den Zweck
als Kampfflugzeug nicht mehr erfüllen
kann, istGeldverschwendung.DasPC-7-
Teamdemonstriertmit neunFlugzeugen
höchste fliegerische Präzision und stellt
damit eine hervorragende Visitenkarte
dar, die unsereWertschätzung als Ersatz
der Patrouille Suisse verdient.

Auch das Heer wird vor die glei-
chenAufgaben gestellt: Pflege von Old-
timern oder die Beschaffung von neuen
leistungsfähigeren Systemen zugunsten
einer glaubwürdigenArmee.

Sand in die Augen gestreut ist der
Einwand, die F-5 Tiger würden in
den USA bis 2050 im Einsatz stehen.
Tatsächlich werden diese Flugzeuge
nur noch zu Zieldarstellungs-Übungs-
zwecken verwendet und müssen im
Krisenfall nicht gegen moderne Typen
bestehen.

Peter Bosshard, Dübendorf

Zuschüsse an Muslime
und Orthodoxe

So wohl kann es der Präsidentin des
Kirchenrates Straub mit ihrem Vor-
stoss wohl nicht gewesen sein, wenn
einzelne Mitglieder von «Umgehungs-
geschäften» und von «Zweckentfrem-
dung von Steuergeldern» sprechen
(«Ein ‹Kulturkämpflein› in der Kirche»,
NZZ 20. 3. 24).

Und damit treffen die Kritiker voll
ins Schwarze. Mit der geplanten Unter-
stützung von islamischen Religions-
gemeinschaften werden die treuhände-
risch anvertrauten Steuergelder nicht
nur zweckentfremdet, sondern es ent-
spricht auch einer Vorwegnahme eines
Entscheides,welcher von der Regierung
und den Stimmbürgern erst noch getrof-
fen werden muss.

Offensichtlich verfügt die Kirche mit
den ihr jährlich zugesprochenen 50 Mil-
lionen Franken über zu viel Geld.Diese
50Millionen sind gedacht alsAbgeltung
für ihre gesamtgesellschaftlich relevan-
ten Tätigkeiten.

Wenn die Kirche diese nun einsetzen
will für die Unterstützung von islami-
schen Religionsgemeinschaften, die Ein-
holung von dazu dienenden staatsrecht-

lichen Gutachten oder für die Bewäl-
tigung der von ihren Mitarbeitern ver-
schuldeten Missbrauchsfälle, so ist dies
keine gesamtgesellschaftlich relevante
Tätigkeit, sondern schlicht und einfach
widerrechtlich und verfassungswidrig.

Der Plan der Kirchen führt zudem in
eine Sackgasse. Die geplante Anerken-
nung weiterer Religionsgemeinschaf-
ten steht im Widerspruch zur Säku-
larisierung und ist auch aus prakti-
schen Gründen zum Scheitern verur-
teilt. Stattdessen sollte das Ziel sein,
die Religionsgemeinschaften selbstän-
dig und vom Tropf des Staates unab-
hängig werden zu lassen.

Ein laizistischer Staat hat lediglich
die Aufgabe, die Religionsfreiheit zu
schützen. Dazu gehört das Recht der
Bürger, jede Religion auszuüben und
sich zu diesem Zweck zu organisieren.

ErnstWinkler, Schwerzenbach

«Medizin
statt Pädagogik»

Als Heilpädagogin bin ich vom Thema
sehr angesprochen, zumal der Gastkom-
mentar von Eliane Perret mit dem Blick
in die Geschichte der (Heil-)Pädagogik
eine wichtige Vertiefung und Schärfung
der Sichtweise bietet (NZZ 20. 3. 24).

Es geht ja darum, wie wir an Erzie-
hung und Bildung Beteiligten möglichst
viel an die Hand bekommen, um helfen
zu können.

So fand ich im Artikel viele Denk-
anstösse, etwa zum Wechsel von einer
pädagogischen hin zu einer psychiatri-
schen Sicht von Störungen. Solche Dia-
gnosen sind eine grosse Belastung für
die Kinder, sie schleppen sie ihr Leben
lang mit.Wann kam es zu diesemWech-
sel der Sichtweise?

Bis zur Jahrtausendwende gab es an-
dere Arbeitshypothesen. Es ging immer
darum, ein Kind in seiner ganzen Per-
sönlichkeit und seiner Lebensgeschichte
zu erfassen, es positiv in eine Klassen-
gemeinschaft einzubinden, es mit den
Schulkollegen zu befreunden und ihm
als Lehrperson ein freundschaftlich-ver-
bindliches Gegenüber zu sein, das eine
sichere Beziehung anbieten kann.

Der Erziehungs- und der Bezie-
hungsaspekt standen im Zentrum der
Arbeit, wie es der Tradition der Heil-
pädagogik in der Schweiz entspricht.
Die Autorin nennt dies «korrigierende
Beziehungsarbeit».

Ein solcher Zugang wird heute durch
Forschungen derAnthropologie,Tiefen-
psychologie oder Entwicklungspsycho-
logie bestätigt. Ich kann mir nur wün-
schen, dass ihre hochaktuellen Ergeb-
nisse von Lehre und Politik aufgegriffen
werden. Sie können zurWiederbelebung
einer ganzheitlichen Sicht der Persön-
lichkeit führen.Das sind ein paar wenige
Gedanken zu diesem Artikel, der Ge-
schichte und moderne Forschung ein-
bezieht und dem eine breite Diskussion
zu wünschen ist.

Renate Dünki, Oberwangen

Die Autorin fordert noch mehr Bevor-
mundung. Das geht in die falsche Rich-

tung. Das Gegenteil ist richtig: Wenn
Kinder mehr Freiheit beim Lernen be-
kommen, sind sie nicht überfordert,
«fehlt ihnen nicht der Mut».

Die allermeisten Schüler verlieren
im Verlauf der Schulzeit nicht den Mut,
aber die Lernfreude, wenn ihnen – wie
derzeit in den Klassenzimmern – nicht
nur die Lernziele (was richtig ist), son-
dern auch das Lerntempo und die Zeit-
punkte, wann welche Prüfung geschrie-
ben wird, vorgegeben wird.

Clarita Kunz Matossi, Feldmeilen

Neuer Realismus
bei Elektroautos

Verbrenner oder nichtVerbrenner – das
entwickelt sich tatsächlich zur Glau-
bensfrage («Die E-Auto-Revolution
kommt später», NZZ 13. 3. 24). Dass
man das Klimaschutz-ProblemmitTech-
nologie und Innovation anstatt mit an-
dauernden Einschränkungen und Ver-
boten lösen sollte, geht in dieser Dis-
kussion völlig unter.

Jedenfalls wird Europa, zuständig für
etwa zehn Prozent der globalen Emis-
sionen, das Weltklima im Alleingang
nicht retten, solange andere Kontinente
nicht mitziehen.

Der Verkehr ist übrigens für maxi-
mal ein Drittel der Schadstoffe und
der PKW-Verkehr davon wiederum für
knapp zwei Drittel verantwortlich, wo-
bei der Einspareffekt der Temporeduk-
tion gemäss Studien per saldo maximal
zehn Prozent beträgt, etwa weil auf vie-
len Strassenabschnitten diese Limits
bereits gelten oder durch Stausituatio-
nen die Höchstgeschwindigkeit ohnehin
nicht erreichbar ist.

Die rigorose Umsetzung des Ver-
brenner-Verbots hätte höchst über-
schaubare Auswirkungen auf das Welt-
klima, solange Grossemissionäre – vor
allen die USA und China – nicht mit-
ziehen, und das werden sie in abseh-
barer Zeit nicht tun.

Halbwahrheiten werden nicht wah-
rer, wenn man sie in überpointierter
Form ständig wiederholt.

Martin Behrens, A-Wien

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

TRIBÜNE

Politische Bildung:
Schule ist gefordert
Gastkommentar
von MARIO ANDREOTTI

Es vergeht kaum ein Monat, wo nicht ein Beitrag erscheint, in dem
das mangelnde staatskundlicheWissen unserer jungen Generation
beklagt wird. Und in der Tat: Das Wissen um den Aufbau und die
Funktionsweise unseres Staates undüber die politischenRechte und
Pflichten seinerBürgerinnenundBürger ist bei vielen Jugendlichen,
wenn überhaupt, nur rudimentär vorhanden. So wissen viele nicht,
wie beispielsweise die Gewaltenteilung auf den drei Ebenen des
Staates funktioniert oder wie im Parlament ein neues Gesetz ent-
steht. Dabei hatte der Nationalrat ursprünglich noch vor, Jugend-
liche schon ab 16 Jahren abstimmen und wählen zu lassen. Inzwi-
schen ist er zurückgekrebst,hat er das Stimmrechtsalter 16 –wie zu-
vor die vorberatende Kommission – abgelehnt. Neben rechtlichen
Gründen dürfte auch diemangelnde politischeReife vieler Jugend-
licher für diesen Entscheid eine Rolle gespielt haben.

Am Defizit der Jugend an politischer Bildung ist unser Schul-
system nicht unschuldig, kommt doch die Staatskunde an unseren
Schulen zu kurz. Zwar ist die Notwendigkeit politischer Bildung
in einer halbdirekten Demokratie wie der Schweiz in der Öffent-
lichkeit weitgehend unbestritten, doch wenn es um die schulische
Umsetzung geht, fehlt der erforderliche Wille. Der Lehrplan 21
sieht politische Bildung zwar vor, doch explizit im Stundenplan
der Sekundarschulen ist das Fach nur in den Kantonen Aargau
und Basel-Stadt. In den übrigen Kantonen stellt sich allenfalls die
Frage, wie sich das Thema «politische Bildung» in die anderen Fä-
cher und in die Stundentafeln einbauen lässt.

An gutgemeinten Vorschlägen fehlt es dabei nicht: Einige wol-
len politische Bildung in die Deutschlektionen integrieren, andere
in das Sammelfach «Räume, Zeiten, Gesellschaften» und wieder
andere in die Sozialkunde. Das aber ist nicht unproblematisch:
Integriert man die politische Bildung in ein anderes Fach, so be-
steht die Gefahr, dass sie verwässert wird.Gerade mit Blick auf das
etwas schwammige Sammelfach «Räume,Zeiten,Gesellschaften»,
das alles Mögliche an Realien umfasst, ist diese Gefahr besonders
gegeben. Jeder Lehrperson ist es dann je nach Vorlieben überlas-
sen, ob sie die eine Jahreswochenlektion für die politische Bildung
oder für etwas anderes nutzen will.

Politische Bildung muss auf der Sekundarstufe I als eigenstän-
diges Fach mit einem klaren Bildungsauftrag und ebenso klaren
Lernzielen und nicht bloss als Thema innerhalb eines anderen
Faches geführt werden.Nur so sind die Lehrpersonen wirklich ge-
halten, sich mit ihren Klassen den politischen Institutionen unse-
res Landes, aber auch dem gesellschaftlichen Umgang etwa mit
Diskriminierung und Rassismus eingehend zu widmen. Das alles
bedingt freilich, dass der Unterricht in politischer Bildung von da-
für ausgebildeten Lehrpersonen erteilt wird und nicht von Leh-
rern, die das Fach nicht studiert haben oder die es noch so ganz
nebenbei abdecken.

Das Gymnasium, die Sekundarstufe II, eignet sich zur Ver-
mittlung politischer Bildung besonders. Zum einen sind es hier
Jugendliche, die unmittelbar vor der Erreichung des Stimm- und
Wahlrechts stehen. Und zum andern haben diese Jugendlichen
ein Alter erreicht, in dem sie komplexere politische Sachverhalte
und Fragestellungen erfassen können. Politische Bildung deut-
lich zu stärken, war denn ursprünglich auch ein Hauptanliegen
derMaturareform.Nun wird sie imMaturitätsanerkennungsregle-
ment (MAR) nicht einmal namentlich erwähnt. Erst der neue
Rahmenlehrplan, der auf die politische Bildung kurz eingeht,
macht sie zu einem verbindlichen Bildungsinhalt. Welcher an-
dere demokratische Staat leistet sich in Sachen politischer Bil-
dung so viel Unschärfe?

Keine Frage: Durch politische Bildung lernen Jugendliche, sich
mit den politischen Mechanismen und Institutionen auseinan-
derzusetzen und sich die Mittel in die Hand zu geben, deren
Entwicklung mitzugestalten. Das bedeutet nichts Geringeres, als
dass politische Bildung zu einem Schlüsselfach an unseren Schu-
len werden muss.

Mario Andreotti ist ehemaliger Gymnasiallehrer, heute Dozent für neuere
deutsche Literatur und Autor von «Eine Kultur schafft sich ab. Beiträge zu
Bildung und Sprache» (2019).
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Was Ostern
auch hätte sein können
Mehr noch als Weihnachten zielt das Osterfest ins Herz
des Christentums: die Erlösung der sündigen Menschheit
durch den Opfertod des Gottessohnes am Kreuz. Doch das ist
nur eine kanonische Lesart des Geschehens, es gäbe auch
eine heiterere. Gastkommentar von Peter Strasser

Wir feiern Ostern im Andenken an die Passion
Christi. Aber dass wir Ostern noch immer, fast
zweitausend Jahre nach dem Ereignis, liturgisch
begehen, steht imWiderspruch zu einer Lesart der
Bibel, gemäss der JesuWiederkunft schon bald nach
seiner Auferstehung und Himmelfahrt hätte statt-
finden sollen. Das jedenfalls war die Überzeugung
der Frühchristen. Fast vergessen hingegen ist eine
andere Lesart, die sich auf den 2. Brief des Paulus
an die Gemeinde der Thessalonicher (50 n. Chr.)
stützt. Carl Schmitt und Jacob Taubes haben diese
Lesart reaktiviert.Dort ist vomKatechon die Rede,
einem «Aufhalter», der – ungenannt bleibend – die
Wiederkehr des Messias und damit auch das Ende
aller Dinge verhindere. Diese Lesart rückt Ostern
in ein irritierendes Licht.Der Drang nach Erlösung,
gepaart mit derAngst vor den endzeitlichen Schre-
cken, schiebt sich in den Vordergrund der religiö-
sen Empfindung.

Der kürzlich verstorbene Ägyptologe, Kultur-
und Religionswissenschafter Jan Assmann wies
immer wieder auf die Konsequenzen derAblösung
desVielgötterglaubens durch den jüdischenMono-
theismus hin. Dessen Anhänger liessen nur eine
Wahrheit gelten, die sie absolut setzten; dem ent-
sprach die Dogmatisierung einer Lesart der Bibel.
Die zentralen religiösen Ereignisse – zu denen das
Osterfest gehört – sind demnach nicht bloss die
Folge einer Epochen überdauerndenTradition, son-
dern darüber hinaus das Ergebnis der autoritativen
Aussonderung alternativer «Narrative».

Das Osterereignis,wie wir es kennen,wurzelt im
biblischen Kanon, welcher durch die vier Evange-
lien des NeuenTestaments fixiert wird. Judas verrät
den «Menschensohn», der denTempelpriestern und
Schriftgelehrten ein Dorn imAuge war. Er wird an
die Römer ausgeliefert, zumTode verurteilt und ge-
kreuzigt. Jesus ist das «Lamm Gottes, das hinweg-
nimmt die Sünde der Welt» (Joh. 1,29). Nachdem
Jesus, wie es heisst, am dritten Tag von den Toten
auferstanden und in den Himmel, zu Gottvater,
«aufgefahren» ist, beginnt die Zeit desWartens. Sie
gilt der Niederwerfung aller Feinde des Glaubens,
namentlich des römischen Imperiums. Hier nun
dominiert eine visionäre Dialektik der Rache und
der Errettung, wie sie die Offenbarung des Johan-
nes ausmalt:Nach einer tausendjährigenHerrschaft
des Satans, nach den apokalyptischen Plagen und
endzeitlichen Schlachten wird ein neues Jerusalem
vom Himmel herabsinken und den Jesus-Treuen
ein ewiges Leben im Licht Gottes gewähren.

Der Neutestamentler Klaus Berger vertrat die
Ansicht, dass die getroffeneAuswahl aus den früh-
christlichen Schriften «im Prinzip das Älteste und
Vertrauenswürdigste» biete. Mag sein.Adolf Holls
Buch «Der lachende Christus» (2005) nimmt sei-
nen Ausgang bei der sogenannten «koptischen
Petrus-Apokalypse», die bis zum Handschriften-
fund von Nag Hammadi 1945 in Oberägypten un-
bekannt war. Sie zeigt Jesus im Tempel, wie er die
Jünger lehrt, unter ihnen Petrus, dem eine Vision
vom Leiden des Gekreuzigten zuteilwird.

Der Leser erfährt, dass der «lebendige Jesus»
neben Petrus steht und sich über die Römer
mokiert, die glauben, sie hätten den Richtigen ge-
fasst. «Der, den du heiter und lachend neben dem

Kreuz stehen siehst, das ist der lebendige Jesus. /
Der, in dessen Hände und Füsse sie die Nägel schla-
gen, ist dagegen nur sein schwaches, sterblichesAb-
bild.» Petrus wird von Jesus belehrt, dass er zu-
erst im Körper des ans Kreuz Geschlagenen ge-
wohnt habe, dann aber «entkommen» sei. Dies ist
der Kern der Vision, die Petrus für sich behalten
solle. Adolf Holl hat darauf hingewiesen, dass die
Grundstimmung des Christentums eine ganz an-
dere gewesen wäre, hätte sich die Ansicht durch-
gesetzt, dass Jesus kein Leidensmann gewesen sei,
sondern im spirituellen Wesen heiter, ja sogar zur
Ironie fähig gegenüber den dummen Richtern und
Folterknechten.Als ob Gott – und nicht ein armer
Sterblicher – sich zum «Ort des Schädels», hinauf
nach Golgatha, schleppen liesse! Demnach käme
der Passion Christi und dem leeren Grab kaum eine
heilsgeschichtliche Bedeutung zu.

Das fehlende Mitleid mit dem Gekreuzigten
befremdet uns, während dieAuferstehung von den
Toten unser Gemüt tiefer ergreift als die unsterb-
lich lachende Gestalt des Jesus, der die grässliche
Agonie seines «Doubles» beobachtet.Es ist schwer
zu sagen,wie sich das Christentum entwickelt hätte
unter der Patronanz eines Gottes, der in Gestalt sei-
nes «Sohnes» lehrt, dass die Bedrängnisse des Flei-
sches zwar real sind, aber unter demGesichtspunkt
des körperlosen Geistes irreal. Jedenfalls ginge
Wittgensteins Klage ins Leere, wonach wir wieder
allein und verlassen wären, dürften wir nicht an das
Wunder der Auferstehung glauben. Denn der Er-
löser-Jesus der Petrus-Apokalypse erleidet keinen
Tod. Und Ostern? Gründonnerstag und Karfrei-
tag wären dann Tage der Trauer über das Leiden
und Sterben eines herausragendenMenschen, jenes
Jesus von Nazareth, der als religiöser Lehrer die
Welt veränderte. Und dies wäre eine ganz andere
Oster-Erzählung – sie wäre «humanistischer», ohne
deswegen weniger tiefsinnig zu sein.

Peter Strasser ist Universitätsprofessor i. R. Er lehrt an der
Karl-Franzens-Universität Graz Philosophie. Vor kurzem ist
beim Wiener Sonderzahl-Verlag sein neuestes Buch er-
schienen: «Ewigkeitsdrang».

Entwicklungsprojekte
haben grosse Wirkung
Bundesrat und Parlament möchten die Ukraine-Hilfe direkt
aus dem Budget der Entwicklungszusammenarbeit finanzieren.
Das hätte verheerende Folgen für die ärmsten Länder der Welt.
Gastkommentar von Dina Pomeranz

Wenn ich den Leuten erzähle, dass ich Forschung
überWirtschaft in Entwicklungsländern mache, fra-
gen sie oft: «Wenn es weltweit immer mehr Armut
gibt, obwohl wir so viel Entwicklungshilfe leis-
ten, nützt die Entwicklungshilfe denn überhaupt
etwas?»Welches sind die implizitenAnnahmen, die
in solchen Fragen stecken, und stimmen sie empi-
risch? DieArmut auf derWelt ist in den letzten Jah-
ren nicht etwa gestiegen, sondern so rapide gesun-
ken wie nie zuvor in der Geschichte der Mensch-
heit.Während 1990 noch 30 Prozent der Menschen
weltweit in extremer Armut lebten, sind es heute
weniger als 10 Prozent – dieser Anteil ist so tief
wie nie zuvor in der Geschichte der Menschheit.
Extreme Armut bedeutet, mit weniger als rund
2 Franken pro Tag leben zu müssen (Preisunter-
schiede miteingerechnet).

Trotz dem globalen Bevölkerungswachstum hat
sich auch die absolute Zahl vonMenschen in extre-
mer Armut um mehr als die Hälfte verringert, von
rund 1,7 auf 0,7Milliarden.Gleichzeitig fiel derAn-
teil an unterernährten Kindern um über einen Drit-
tel und jener anAnalphabetismus und Kindersterb-
lichkeit um die Hälfte. Trotz diesen unglaublichen
Fortschritten leben immer noch sehr viele Men-
schen inArmut. In Ländern mit tiefem Einkommen
ist die Kindersterblichkeitsrate etwa zehnmal höher
als bei uns. Zudem bedrohen gegenwärtige Krisen
den weiteren Fortschritt der Armutsbekämpfung.
So haben Hunger und Unterernährung infolge von
Covid-19, Klimawandel und Krieg in der Ukraine
wieder zugenommen, nachdem sie jahrelang zu-
rückgegangen waren. Es bleibt also viel zu tun.

Selbstverständlich basiert diese globaleArmuts-
reduktion auf viel mehr als nur auf der Entwick-
lungszusammenarbeit. Die Forschung zeigt je-
doch klar: Viele Entwicklungsprojekte haben eine
enorm positiveWirkung und haben das Leben der
Menschen nachhaltig verbessert. Dank neuen For-
schungsmethoden, zum Beispiel randomisierten
Feldstudien, kann dieWirkung heutzutage sehr gut

gemessen werden. Solche Studien belegen, dass die
Entwicklungshilfe klare Effekte erzielen kann.

Im Gesundheitsbereich zum Beispiel hat die
globale Gemeinschaft durch Impfkampagnen Mil-
lionen von Menschenleben gerettet. Allein die
Masernimpfung verhindert schätzungsweise über
zwei Millionen Todesfälle pro Jahr. Investitionen
in Bildung wiederum haben nachweislich dazu ge-
führt, dass das Einkommen und die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit nach dem Schulabschluss stei-
gen.Dadurch erlangen erwiesenermassen nicht nur
die Schülerinnen und Schüler, sondern später auch
ihre Kinder einen höheren Lebensstandard. Auf-

grund der höheren Bildung und der besseren Ge-
sundheitsversorgung sinken auch die Geburten-
raten, so dass heute dieAnzahl Kinder auf derWelt
praktisch nicht mehr wächst.

Andere Forschungsresultate zeigen, dass Infra-
strukturinvestitionen wie der Bau von Hänge-
brücken, welche isolierte Gemeinden mit Markt-
zentren vernetzen, das regionale Wachstum stark
ankurbeln. Studien belegen, dass solche Brücken
das Einkommen derMenschen um über einenVier-
tel erhöhen können, indem sie ihnen direkteren Zu-
gang zu Märkten für Landwirtschaftsprodukte und
zurTeilnahme amArbeitsmarkt eröffnen.Unlängst

wurde die zehntausendste Hängebrücke in Nepal
eingeweiht. Diese Brücken sind dank Schweizer
Unterstützung entstanden und haben das Leben
von 19 Millionen Menschen nachhaltig verbessert.

Eine weitere impliziteAnnahme in der oben an-
geführtenAusgangsfrage ist, die Schweiz sende viel
Geld in arme Länder. Eine ETH-Studie zeigt, dass
der Grossteil der Schweizer Bevölkerung massiv
überschätzt,wie viel Entwicklungshilfe der Schwei-
zer Staat effektiv leistet. Rund 80 Prozent der Be-
fragten wussten nicht, dass es sich um weniger als
450 Franken pro Person und Jahr handelt. Damit
ist die Schweiz weit unter dem Uno-Ziel von 0,7
Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE); ein
Ziel, das die Uno mehrmals bekräftigt hat.Andere
Länder wie Schweden, Norwegen oder Deutsch-
land setzen über 0,8 Prozent ihres BNE für die
öffentliche Entwicklungszusammenarbeit ein.

Rund zwei Drittel der Stimmbevölkerung wün-
schen sich laut ETH-Studie denn auch eine Er-
höhung der Schweizer Entwicklungshilfe. Als
Hauptgründe geben die Befragten dieWahrung des
Weltfriedens, die Reduktion der Folgen des Klima-
wandels und die Solidarität an. Die Schweizer Be-
völkerung will mehr helfen.Trotzdem zeichnen sich
Kürzungen für die internationale Zusammenarbeit
ab:Bundesrat und Parlament möchten die Ukraine-
Hilfe zulasten der Ärmsten direkt aus dem Bud-
get der Entwicklungszusammenarbeit finanzieren.

Das hätte verheerende Folgen, denn Entwick-
lungsgelder haben in den ärmsten Ländern die
grössteWirkung.Mit einer faktischen Kürzung der
internationalen Zusammenarbeit zielen Bundes-
rat und Parlament gemäss der Erhebung am Wil-
len der Stimmbevölkerung vorbei. Diese wünscht
sich im Gegenteil einenAusbau der Unterstützung
für die Ärmsten.

Dina Pomeranz ist Assistenzprofessorin in Mikroökono-
mie am Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität
Zürich.

Das Osterfest vereint die Angst vor den endzeitlichen Schrecken mit dem Drang nach Erlösung. E. MORENATTI / AP

Die Grundstimmung
des Christentums
wäre eine ganz andere gewesen,
hätte sich die Ansicht
durchgesetzt, dass Jesus
kein Leidensmann gewesen sei.


